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Regierungserklärung des Premierministers 

Edouard Philippe 
(5. Juli 2017) 

 

Einen Tag nachdem Präsident Emmanuel Macron (*1977) im Schloss von Versailles vor den Mitgliedern der 

Assemblée Nationale und des Senats die Grundlinien seiner Politik der nächsten fünf Jahre vorgestellt hat, legte 

der von ihm ernannte Premierminister Édouard Philippe (*1970) vor dem Parlament dar, welche Maßnahmen 

ergriffen werden sollen, um die von Macron benannten Ziele zu erreichen.  

Staatsfinanzen: Philippe hat bekräftigt, dass bereits 2017 das Haushaltsdefizit 3% des BIP nicht überschreiten 

soll. Deswegen sollen im laufenden Haushaltsjahr alle Ministerien gemeinsam 4 Mrd. € einsparen, die Staatsaus-

gaben von 2018 sollen die von 2017 nicht übersteigen. Bis 2022 sollen die öffentlichen Ausgaben um 3% des BIP 

gesenkt werden, gleichzeitig sollen die Steuerzahler um 1% des BIP entlastet werden. Dafür soll das öffentliche 

Engagement, in Bereichen, wo es keine zufriedenstellenden Resultate erzielt, eingestellt bzw. an private Akteure 

übertragen werden. Die staatlichen Wohnungsbeihilfen nannte Philippe als Beispiel für einen Haushaltsposten, der 

kritisch überprüft werden wird. 

Steuern: Die obligatorischen Sozialabgaben sollen bereits 2018 um 1,7 Punkte von 7,5% auf 8,3% bzw. 9,9% je 

nach Gehaltstyp angehoben werden, als Ausgleich sollen künftig keine Arbeitnehmerbeiträge zur Kranken- und 

Arbeitslosenversicherung mehr erhoben werden. Die Abschaffung der Wohnsteuer für 80% der französischen 

Haushalte, die Macron im Wahlkampf in Aussicht gestellt hatte, soll erst am Ende der Wahlperiode umgesetzt 

werden. Die ebenfalls angekündigte Vereinfachung und Reduzierung der Vermögenssteuer (z.B. sollen Kapitalan-

lagen, die der Finanzierung von wirtschaftlicher Aktivität dienen, nicht mehr besteuert werden) soll 2019 in Kraft 

treten. 

Investitionen: Der Wirtschaftswissenschaftler Jean Pisani-Ferry soll für die Regierung einen Plan ausarbeiten, um 

mit einem Investitionsvolumen von 50 Mrd. € Maßnahmen für Verbesserungen in den Bereichen der ökologischen 

Wende, der Landwirtschaft, des Gesundheits- und Verkehrswesens und der Modernisierung des Staatsapparats 

auf den Weg zu bringen. 

In der Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik ist Frankreich laut Édouard Philippe seinen gesetzlichen und mo-

ralischen Verpflichtungen bisher nicht gerecht geworden.  

 Die Regierung wird deshalb in der kommenden Woche Maßnahmen präsentieren, um den Forderungen nach 

Würde, Effizienz und Solidarität gerecht zu werden.  

 Die Dauer eines Asylverfahrens soll von 14 auf 6 Monate verkürzt werden, alle abgelehnten Asylbewerber 

sollen umgehend abgeschoben werden.  

 Frankreich will sich weiter um eine Reform des europäischen Asylverfahrens bemühen. 

Ökologischer Wandel 

 Bis zum Jahr 2050 soll die Energie in Frankreich zu 100% klimaneutral erzeugt werden.  

 Künftig werden keine Konzessionen mehr für die Förderung konventioneller Energieträger vergeben.  

 Bis 2022 sollen die Steuersätze für Benzin- und Dieselkraftstoffe einander angeglichen werden, die steuer-

liche Bevorteilung von Dieselkraftstoffen wird damit beendet.  

 Die Restmüllmenge soll bis 2025 um die Hälfte reduziert werden, zum gleichen Zeitpunkt sollen alle Plas-

tikabfälle wiederverwertet werden. 

Bildung 

 Bis September 2018 sollen neue Regelungen für das französische Abitur (baccalauréat) festgelegt werden, 

diese sollen erstmals für die Schüler des Abiturjahrgangs 2021 angewandt werden. Die Regierung sieht vor, 

dass Abschlussprüfungen nur noch in einem kleinem Teil der unterrichteten Fächer abgenommen werden, 

für die verbleibenden Fächer sollen die Bewertungen gelten, die im Verlauf der letzten Schuljahre erzielt 

wurden. 

 Die Vergabe von Studienplätzen nach dem Losverfahren soll abgeschafft werden. Stattdessen sollen Ein-

gangsprüfungen für die verschiedenen Studienfächer eingeführt werden, um die Zahl von 60% Studienab-

brechern in den ersten beiden Jahren zu reduzieren. 

 Ausbildungsberufe sollen aufgewertet werden, die Verbindungen zwischen Berufsschulen und Betrieben 

ausgeweitet werden, um die Jugendlichen besser auf ihre späteren Berufe vorzubereiten.  

Gesundheit 

 Impfungen für Kleinkinder, die von der Medizin ausdrücklich empfohlen werden, sind ab 2018 obligatorisch.  

 Die Preise für Tabakwaren sollen drastisch steigen, eine Packung Zigaretten beispielsweise statt bisher 7 € 

10 € kosten (dies entspricht einer Erhöhung von über 40%).  

 Studenten, die einen Beruf im Gesundheitsbereich ergreifen möchten, sollen zu einem „Gesundheitsdienst“ 

verpflichtet werden.  
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